
 

 

Medienmitteilung  

 

Besitzstand gewährleisten und Entwicklungsmöglichkeiten belassen 
 

Die Gewährleistung des Besitzstandes und von künftigen Entwicklungsmöglichkeiten in den betroffenen 

Gemeinden sowie die Vollzugstauglichkeit sind zentrale Forderungen der Gebirgskantone im Zusammen-

hang mit dem Zweitwohnungsgesetz. Der heute präsentierte Vernehmlassungsentwurf enthält diesbezüg-

lich Vorschläge, die in die richtige Richtung zielen. Bestimmungen, die diesen Anliegen zuwider laufen, 

werden klar abgelehnt. Erfreulich ist, dass gemeinsam mit dem Zweiwohnungsgesetz auch flankierende 

Massnahmen im Tourismusbereich vorgeschlagen werden.  

 

Chur, 27. Juni 2013. Der heute vom Bundesrat in die Vernehmlassung versandte Entwurf für das Zweitwoh-

nungsgesetz und die dazugehörige Verordnung gründen auf den Arbeiten der vom UVEK eingesetzten Ar-

beitsgruppe. Die Regierungskonferenz der Gebirgskantone (RKGK) war darin vertreten und hat signalisiert, 

welche Aspekte für sie zentral sind.     

 

Besitzstand gewährleisten 

Die Umsetzung des Zweitwohnungsartikels darf keinen massiven Wertezerfall bei den bestehenden Gebäu-

den im Berggebiet bewirken. Bestimmungen, die diesem zentralen Anliegen nicht Rechnung tragen, lehnen 

die Gebirgskantone ab. Die Umsetzung des Zweitwohnungsartikels darf nämlich nicht isoliert erfolgen, son-

dern muss auch andere Verfassungsbestimmungen beachten, namentlich die Eigentumsgarantie, die Wirt-

schaftsfreiheit, die Strukturpolitik sowie die Rücksichtnahme auf die Berggebiete.  

 

Entwicklungsmöglichkeiten belassen 

Niemand kann ein Interesse an Ruinen in den Bergdörfern haben. Ein Entwicklungsstillstand in den betroffe-

nen Gemeinden ist deshalb unbedingt zu vermeiden. Der Vernehmlassungsentwurf enthält diesbezügliche 

Ansätze für die Hotellerie, für die Erweiterung bestehender Wohnungen sowie für schützenswerten Bauten. 

Diese Ansätze werden grundsätzlich begrüsst, doch sind die damit verbundenen Kriterien noch zu modifizie-

ren, ansonsten diese Bestimmungen ihre Wirkung verfehlen. 

 

Auf Vollzugstauglichkeit achten 

Unschwer erkennbar ist, dass die Umsetzung der Zweitwohnungsgesetzgebung mit hohem Vollzugs- und 

Kontrollaufwand verbunden sein wird. Dies erfordert Ressourcen und verursacht erhebliche Kosten. Aus 

Sicht der Gebirgskantone sind deshalb weitere Vereinfachungen nötig, damit die Gemeinden ihren Aufgaben 

in angemessener Weise gerecht werden können.  

 

Massnahmen im Tourismusbereich begrüssenswert 

Erfreut zeigen sich die Gebirgskantone darüber, dass ihre Forderung, wonach gemeinsam mit der Zweitwoh-

nungsgesetzgebung auch flankierende Massnahmen im Tourismusbereich vorzusehen sind, Gehör gefunden 

hat. Der vom Bundesrat veröffentlichte Tourismusbericht enthält prüfenswerte Vorschläge, die zur Abfede-

rung der einschneidenden Auswirkungen der Zweitwohnungsinitiative dienen können. 
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